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nachrichten

Auffahrkollision auf 
H18-Zubringer
Birsfelden. Auf der A2 ereignete 
sich am Montag gegen 16.40 Uhr 
im Bereich des Zubringers zur H18 
ein Verkehrsunfall. Zwischen zwei 
Fahrzeugen kam es vor dem Tun-
nelportal zu einer Auffahrkollision. 
Verletzt wurde niemand. An diesem 
Unfall waren ein schwarzer Opel so-
wie ein grauer Citroën beteiligt. Be-
züglich des Unfallherganges ma-
chen die beteiligten Personen wi-
dersprüchliche Aussagen, weshalb 
die Polizei Zeugen sucht (Telefon 
061 926 35 35).

Auflösung. Das Wettbewerbsbild vom 
vergangenen Freitag zeigte das Dienstge-
bäude der SBB beim Bahnhof Muttenz. 
Die richtige Lösung fand Jean-Pierre 
Houlmann aus Binningen. Er gewinnt  
einen Gutschein für ein BaZ-Jahresabo. 
Wir gratulieren herzlich.

wettbewerb.auflösung. 
Kennen Sie die Region?

Happiger Zinsaufschlag in der Längi
Pratteln. Die Mieter zahlen die Zeche für die Gesamtsanierung

Rolf Zenklusen

100 Mieter in der Prattler Längi sol-
len rund 350 Franken mehr für ihre 
Wohnungen zahlen. So stark sei der 
Wert nach der Gesamtsanierung der 
Häuser an der Wyhlenstrasse 10 bis 
22 nicht gestiegen, meint der Miete-
rinnen- und Mieterverband. 

Mitten in der Krise erreichte die rund 
100 Mieter an der Wyhlenstrasse 10 bis 
22 in der Prattler Längi eine neue Hiobs-
botschaft. Mitte Mai teilte die Hausver-
waltung mit, dass der Mietzins für die 
sanierten Wohnungen um 5,40 Franken 
pro Quadratmeter ansteigt. Für eine 
Wohnfläche von 65 Quadratmetern soll 
der Zins von 589 auf 940 Franken auf-
schlagen – also um satte 351 Franken. 
«Das ist skandalös viel», erklärt Urs 
Thrier, Geschäftsführer des Mieterin-
nen- und Mieterverbandes Baselland 
(MV). Er empfiehlt den Betroffenen, die 
Erhöhung vor der kantonalen Schlich-
tungsstelle für Mietangelegenheiten an-
zufechten.

Alles neu. Eigentümerin der Häuser ist 
die Zürich Versicherungs-Gesellschaft 
AG. Sie hat 10,4 Millionen Franken in 
die Gesamtsanierung investiert. Die 
Häuser stammen aus dem Jahr 1969 
und wurden seither nicht saniert. Nun 
hat der Vermieter neue Fenster, Rolllä-
den und Sonnenstoren sowie neue Kü-
chen und Bäder eingebaut. Zudem ha-
ben die Mieter einen Geschirrspüler, ei-
nen moderneren Lift und zusätzliche 
Waschmaschinen und Tumbler erhal-
ten. Saniert wurden auch die elektri-
schen Leitungen und das Flachdach.

Natürlich sei dadurch der Wert der 
Wohnungen und der Komfort für die 
Mieter gestiegen, gibt Thrier zu. Gemäss 
Gesetz kann der Vermieter dafür zwi-
schen 50 und 70 Prozent der Investitio-
nen auf den Mieter abwälzen. Dass der 
Vermieter im vorliegenden Fall 65 Pro-
zent dem Mieter aufbürdet, ist für Thrier 
«eine stark investorenfreundliche Hal-
tung». Ein grosser Teil der Investitionen 
entspreche nämlich dem normalen Un-
terhalt, den der Vermieter über den or-
dentlichen Mietzins finanzieren muss.

Die Zürich-Versicherung geht in ih-
rer Berechnung zudem davon aus, dass 
die Lebensdauer der Investitionen 20 
Jahre betragen wird. Das sei zu wenig, 
erklärt Thrier und verweist auf einen 
Entscheid des Bundesgerichts aus dem 

Jahr 2003: Dort steht, dass die Amorti-
sationsdauer für den Ersatz der Wasser-
leitungen, für die Modernisierung von 
Küche und Bad und für Isolationsarbei-
ten 40 Jahre beträgt. Und die «paritäti-
sche Lebensdauertabelle» der Mieter- 
und Hauseigentümerverbände spricht 
von einer Lebensdauer zwischen 25 und 
30 Jahren für neue Fenster. Thrier: 
«Geht man von einer Mehrleistung von 
50 Prozent und einer Lebensdauer von 
30 Jahren aus, ergibt sich ein Mehrpreis 
von 3.20 Franken pro Quadratmeter.» 
Die 65-Quadratmeter-Wohnung würde 
nicht um 350, sondern nur um 207 Fran-
ken aufschlagen. 

An Vorschriften gehalten. «Wir ha-
ben uns bei der Mietzinserhöhung an 
die gesetzlichen Vorschriften gehalten», 
erwidert Tobias Billeter, Kommunikati-
onschef der Zürich-Versicherung. Bei 
einer Gesamtsanierung sei es üblich, 
dass der Vermieter kündige und nach 
der Sanierung neu vermiete. «Von die-
ser Massnahme haben wir im vorliegen-
den Fall abgesehen.»

Die Gesamtsanierung habe positiven 
Einfluss auf den Mietkomfort und wür-
de einen höheren Zins rechtfertigen, 
fährt Billeter fort. Um wie viel der Zins 
aufgrund von wertvermehrenden Inves-
titionen erhöht werde dürfe, führe oft zu 
Diskussionen zwischen Vermietern und 
Mietern. Auch über die Lebensdauer ei-
ner Gesamtrenovation gingen die Mei-
nungen regelmässig auseinander, er-
klärt der Pressesprecher, ohne allerdings 
konkreter zu werden. Auf die Frage, ob 
die Versicherung bereit sei, den Prattler 
Mietern entgegenzukommen, erwidert 
Billeter lapidar: «Die Gerichte haben die 
Argumente beider Parteien zu  
beurteilen.»

Unzufrieden. Den Bewohnern an der Wyhlenstrasse in Pratteln ist die Freude 
über die Sanierung ihrer Wohnungen vergangen.  Foto Christoph Stulz

Längi soll zusammen mit der Bevölkerung entwickelt werden

imageverbesserung. Der Prattler 
Gemeinderat versucht seit 2006, die 
Liegenschaftseigentümer in der Län-
gi zu Renovationen zu bewegen. Die 
Sanierung an der Wyhlenstrasse 10 
bis 22 sei aber ohne Bestreben der 
Gemeinde geschehen, sagt Gemein-
derat Uwe Klein (CVP). «Enttäuscht 
bin ich, dass die Fassade nicht auch 
saniert wurde.» Klein hofft, dass in 

der Längi noch mehr Häuser saniert 
werden. Wenn die Mieten steigen, 
ändere sich auch die Zusammenset-
zung der Bevölkerung, meint Klein 
und verweist auf den Ausländeranteil 
von 70 Prozent. Momentan läuft das 
Quartierentwicklungsprojekt Längi, 
um die Lebensqualität und das 
Image des Quartiers zu verbessern. 
Es sei nicht das oberste Ziel, mittels 

Liegenschaftssanierungen Bevölke-
rungspolitik zu betreiben, sagt Mi-
chael Emmenegger, Koordinator für 
das Quartierentwicklungsprojekt. 
«Ziel dieses Prozesses ist es, für und 
mit der Bevölkerung eine Verbesse-
rung der Lebensqualität zu errei-
chen.» Am 13. und 14. Juni ist in der 
Längi eine grosse Mitwirkungsveran-
staltung geplant. zen

Birsstadt wird erstmals zum Erlebnis
Die acht beteiligten Gemeinden wollen den Naherholungsraum an der Birs aufwerten

georg schmidt

Mit der gemeinsamen Ge-
staltung des Birsraums er-
hält die Birsstadt erste fass-
bare Konturen.

«Für einen durchgehenden 
Uferweg entlang der Birs 
braucht es nicht mehr viel – das 
ist schon nächstes Jahr reali-
sierbar», sagt Urs Hintermann, 
Gemeindepräsident von Rei-
nach. Damit würde die Mitte 
2007 ausgerufene Birsstadt für 
die Bürgerinnen und Bürger 
erstmals zum konkreten Erleb-
nis – in einem gemeinsamen 
Communiqué der acht invol-
vierten Gemeinden ist denn 
auch von einem «Schlüsselpro-
jekt» die Rede. Die Idee einer 
«Birspark-Landschaft» wurde 

von einer Arbeitsgruppe mit 
Vertretern der Birsstadt-Ge-
meinden sowie des Kantons 
und eines externen, auf die Ge-
staltung von Freiräumen spezi-
alisierten Büros erarbeitet – die 
Idee geht über diesen Uferweg 
hinaus.

Die Grundlage bildet ein 
gemeinsames Freiflächenkon-
zept. «Der Birsraum hat einen 
grossen Wert als Naherho-
lungsraum», sagt Hintermann. 
Er spricht verschiedene Mög-
lichkeiten an, die den Birsraum 
aufwerten könnten: So könn-
ten die Birsstadt-Gemeinden 
eine einfache Infrastruktur – 
etwa Grillplätze – bereitstellen. 
Ein Ziel ist es auch, dass die 
Birs immer im Blickfeld der 

Spaziergängerinnen und Spa-
ziergänger auf dem Uferweg 
ist. Dazu seien allenfalls Ro-
dungen nötig. Gleichzeitig soll 
über eine Ausweitung der 
Schutzgebiete nachgedacht 
werden. Der Birsraum soll in 
einzelnen Abschnitten aber 
auch für Wohnungen und Ar-
beitsstätten genutzt werden 
können. Der Birspark könnte 
dereinst je nach örtlicher Situ-
ation bis zur ersten Terrassen-
kante reichen.

Noch in diesem Jahr sollen 
die Gemeinden nun den 
Grundsatzentscheid fällen, ob 
sie das Projekt mittragen und 
-finanzieren wollen, sagt Hin-
termann. An einer Tagung der 

Birsstadt-Gemeinden Anfang 
Woche hätten sie bereits ihre 
Absicht bekundet, die Idee 
weiter zu tragen.

zwei wege. Wie weit die Birs
park-Idee reichen kann, zeigen 
die Vorschläge für einen Ter-
rassen- und einen Panorama-
weg entlang der Birs, die das 
beigezogene Büro einbrachte. 
Diese beiden Wege werden zu-
mindest vorderhand nicht ver-
wirklicht, aber sie zeigen deut-
lich, was es mit dem Freiraum-
konzept der «Birsstadt» auf 
sich hat: Es geht um Projekte, 
welche sich die Gemeinden al-
leine nicht leisten können.  
> seite 25

Einheit. Mit dem durchgehenden Uferweg entlang der Birs er-
hält die Birsstadt ein verbindendes Element.  Foto Heinz Dürrenberger

Professionellere Strukturen als Ziel

chance nutzen. Die Birsstadt-Gemeinden fassen eine 
«professionellere Steuerung» für ihr überkommunales Ent-
wicklungsprojekt ins Auge. Dabei gehe es nicht um die 
Schaffung einer neuen Stelle im Sinne eines Koordinators 
oder Geschäftsführers, sagt die Aescher Gemeindepräsi-
dentin Marianne Hollinger, sondern um eine bessere Zu-
ordnung der Zuständigkeiten. Diese Absichtsbekundung 
zeigt nicht zuletzt, dass die acht Gemeinden – neu ist in-
zwischen auch Muttenz dazugestossen – gewillt sind, die 
Chancen, welche die Zusammenarbeit bietet, konsequent 
zu nutzen. Oder anders gesagt: Nach dem «gelungenen 
Start» – so der Wortlaut in einem gemeinsamen Communi-
qué – sollen die Birsstadt-Projekte nicht plötzlich wieder 
einschlafen. gs

Buslinie 70 
wird verlängert
Endhaltestelle am Aeschenplatz 
kommt vor die Migros Bank

peter de marchi

Eine Verlängerung der Buslinie 70 bis 
zum Bahnhof Basel SBB soll als länger-
fristige Option offen bleiben. Diese 
würde aber jährlich ein halbe Million 
Franken Betriebskosten verursachen.

Die Forderung ist schon sehr alt, das 
erste Postulat des damaligen Birsfelder 
CVP-Landrats Klaus Hiltmann reicht tief  
in die 80er-Jahre des letzten Jahrhunderts 
zurück: Die Buslinie 70 soll vom Aeschen-
platz weitergeführt werden bis zum Bahn-
hof SBB. Die Forderung kam vor allem aus 
dem Birsfelder Sternenfeldquartier. In den 
letzten Jahren aber haben sich Bewohne-
rinnen und Bewohner des Basler Breite-
quartiers dem Wunsch aus Birsfelden an-
geschlossen.

Eine Petition mit 2000 Unterschriften 
sowie zwei Anzüge im Basler Grossen Rat 
haben dem Anliegen jetzt zu einem Etap-
pensieg verholfen: Die Endhaltestelle der 
Buslinie 70 soll am Aeschenplatz vom heu-
tigen Standort beim Hammering Man vor 
die Migros Bank verlegt werden. So müs-
sen Fahrgäste, die zum Bahnhof wollen, 
nicht mehr mit ihrem Gepäck den ganzen 
Aeschenplatz überqueren. Sie können di-
rekt ins Tram umsteigen.

Im basel-städtischen Bau- und Ver-
kehrsdepartement werde derzeit ein Pro-
jekt ausgearbeitet, sagt Benno Jurt, Leiter 
Mobilitätsplanung. Auf den Fahrplan-
wechsel im Dezember soll die neue Halte-
stelle vor der Migros Bank stehen. Man 
versuche, mit möglichst wenig baulichen 
Anpassungen auszukommen.

Hoffnung. «Ich habe schon fast nicht 
mehr daran geglaubt», sagt Klaus Hilt-
mann. Mit der Haltestelle vor der Migros 
Bank sei er vorderhand mehr als zufrie-
den. Das sei eine entscheidende Verbesse-
rung. Natürlich hofft er, dass eine Verlän-
gerung bis zum Bahnhof dereinst doch 
noch Tatsache werden könnte.

Als längerfristige Option bleibe die 
Verlängerung bis zum Bahnhof stehen, 
sagt Benno Jurt. Eine Analyse habe aber 
ergeben, dass die Verlängerung im Jahr 
eine halbe Million Franken an Betriebskos-
ten verursachen würde. Das Kosten-Nut-
zen-Verhältnis sei nicht gegeben, denn die 
meisten Fahrgäste der Linie 70 möchten 
nicht zum Bahnhof, sondern in die Innen-
stadt. Gedanken über die allfällige Route 
hat man sich auf dem Bau- und Verkehrs-
departement aber schon gemacht: Der Bus 
würde über das Markthallenviadukt zum 
Bahnhof geführt.

Studer nicht 
genehm
Allschwil. SVP soll 
Kandidaten auswechseln

Ratsvizepräsident. Die Ver-
mutung, die SVP-Fraktionschef 
Cedric Roos in der BaZ vom 
23.  Mai äusserte, hat sich be-
wahrheitet: Der frühere Partei-
präsident Josua Studer stösst 
als Kandidat für das Vizepräsi-
dium des Einwohnerrats auf 
Widerspruch. Dass die Frak
tionspräsidenten der anderen 
Parteien an ihrer jüngsten Sit-
zung «klar deklariert» hätten, 
«dass eine andere Person aus 
den Reihen der SVP gewünscht 
wird», lässt den kritisierten 
Studer nun in einer gestern 
versandten Medienmitteilung 
von einem «Eklat» sprechen, 
der sich anbahne. Die «Bevor-
mundung der SVP» sei nicht 
tolerierbar.

FDP-Fraktionschef Siro Im-
ber bestätigt auf Anfrage, dass 
die Kandidatur von Studer 
nicht auf grosse Gegenliebe  
gestossen sei. Man habe «offen 
kommuniziert», dass man an 
Studers Fähigkeit zweifle, den 
Einwohnerrat akzeptabel zu 
repräsentieren. Grund sind 
dessen wiederholte Ausfällig-
keiten. Auch wurde eine valab-
le Alternative präsentiert: «Wir 
haben der SVP vorgeschlagen, 
mit Cedric Roos zur Wahl an-
zutreten», so Imber. Gewählt 
wird die Spitze des Einwohner-
rats am 17. Juni. gs
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